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1. Wie sind einzelne Wohngebäude voneinander abzugrenzen, beispielsweise im Fall 

von Reihenhäusern oder einer Blockrandbebauung? 

 

Nach Auffassung des VKU sollte auf den allgemeinen Sprachgebrauch abgestellt werden. 

Ein Reihenhaus ist eines von mehreren Häusern, die durch gemeinsame Seitenwände 

miteinander verbunden sind. Die Verbindung durch gemeinsame Seitenwände bewirkt 

also nicht, dass aus mehreren Häusern ein Reihenhaus wird. Vielmehr wird jedes 

einzelne Haus als Reihenhaus bezeichnet. Demzufolge bewirkt die Verbindung durch 

gemeinsame Seitenwände nicht, dass aus mehreren Wohngebäuden ein Wohngebäude 

wird. 

 

Andererseits spricht man bei mehrgeschossigen innerstädtischen Mietshäusern von 

einem Wohnhaus, selbst wenn dieses mit einem oder mehreren Innenhöfen 

ausgestattet ist und über Vorderhaus, Seitenflügel und Hinterhaus verfügt. Dies gilt für 

Mietskasernen aus der Zeit der Industrialisierung gleichermaßen wie für moderne 

Mietshäuser. Charakteristisch ist die geschlossene Bauweise, bei der die 

Grundstücksfläche im Rahmen der Bauvorschriften bestmöglich ausgenutzt wird1. 

Typischerweise gruppieren sich mehrere solcher Mietshäuser zu einem Häuserblock mit 

einer Freifläche in der Mitte (Blockrandbebauung)2. Beim (typischerweise von vier 

Straßen eingerahmten) Häuserblock handelt es sich nach dem allgemeinen 

Sprachgebrauch jedoch nicht um eines, sondern um mehrere Wohngebäude. In 

Zweifelsfällen könnte darauf abgestellt werden, dass alle Gebäudeteile, die für die 

Bewohner eines Hauses zugänglich sind (Seitenflügel, Hinterhaus etc.), zum selben Haus 

gehören. 

 

 

2. Wie ist die 100-kWp-Grenze in § 21 Abs. 3 Satz 1 EEG 2017 anzuwenden? 

Insbesondere: 

 

(a) Ist § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 zur Ermittlung der 100-kWp-Grenze anzuwenden? 

 

Nein, § 24 Abs. 1 Satz 13 ist zur Ermittlung der 100-kWp-Grenze im Rahmen des § 21 

Absatz 3 Satz 1 nicht anzuwenden. § 24 Abs. 1 Satz 1 gilt nur für die Ermittlung des 

Anspruchs nach § 19 Absatz 1 und zur Bestimmung der Größe der Anlage nach § 21 

Absatz 1 oder § 22. Auf § 21 Absatz 3 wird in § 24 Absatz 1 nicht Bezug genommen. 

 

Außerdem bezieht sich die 100-kWp-Grenze in § 21 Absatz 3 auf die maximale 

installierte Leistung, die auf einem Wohngebäude installiert werden darf, damit der 

                                                           
1 https://de.wikipedia.org/wiki/Wohngeb%C3%A4ude 
2 https://de.wikipedia.org/wiki/Blockrandbebauung  
3 Paragrafen ohne Gesetzesangabe sind solche des EEG 2017. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Wohngeb%C3%A4ude
https://de.wikipedia.org/wiki/Blockrandbebauung
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Mieterstromzuschlag in Anspruch genommen werden kann. Die Anwendung des § 24 

Absatz 1 Satz 1 könnte dazu führen, dass eine PV-Anlage den Mieterstromzuschlag nicht 

erhält, weil sie auf einem Wohngebäude installiert wird, das in unmittelbarer räumlicher 

Nähe zu einem Gebäude steht, auf dem bereits eine PV-Anlage installiert ist. Diese 

Rechtsfolge ist von § 21 Absatz 3 nicht gewollt, da sich die Obergrenze eindeutig auf das 

jeweilige Wohngebäude bezieht. 

 

 

(b) Entfällt der Anspruch auf den Mieterstromzuschlag bei einer Leistung von insgesamt 

mehr als 100kWp vollständig oder nur für den 100 kWp übersteigenden 

Leistungsanteil? 

 

Wir die Leistungsschwelle von 100 kWp auf einem Wohngebäude überschritten, handelt 

es sich nicht mehr um eine „Solaranlage mit einer installierten Leistung von insgesamt 

bis zu 100 Kilowatt“; nur für solche Anlagen sieht der Gesetzeswortlaut den 

Mieterstromzuschlag vor. Ist das Tatbestandsmerkmal „„Solaranlage mit einer 

installierten Leistung von insgesamt bis zu 100 Kilowatt“ nicht (mehr) erfüllt, entfällt (ab 

diesem Zeitpunkt) der gesamte Anspruch auf den Mieterstromzuschlag. 

 

 

3. Unter welchen Voraussetzungen liegt ein Verbrauch „im unmittelbaren räumlichen 

Zusammenhang“ i. S. v. § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 vor? 

 

Die Auslegung sollte berücksichtigen, dass der Gesetzgeber mit der Formulierung „oder 

in Wohngebäuden oder Nebenanlagen im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang 

mit diesem Gebäude“ den Anwendungsbereich über das einzelne Gebäude hinaus 

erweitern wollte. Daher ist es naheliegend, den „unmittelbaren räumlichen 

Zusammenhang zu bejahen, wenn Gebäude baulich, z.B. durch gemeinsame 

Seitenwände zu Reihenhäusern, Gebäudekomplexen oder Häuserblocks miteinander 

verbunden sind. Dort wo der Gebäudekomplex zu Ende ist, z.B. zur Hauptverkehrsstraße 

hin, endet der unmittelbare räumliche Zusammenhang. Eine Straße in einem 

verkehrsberuhigten Bereich sowie Fußgänger- und Radwege innerhalb eines Gebäude- 

oder Wohnkomplexes unterbrechen hingegen nicht den unmittelbaren räumlichen 

Zusammenhang. 

 

 

4. Was sind „Nebenanlagen“ i. S. v. § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017? 

 

„Nebenanlagen“ i. S. v. § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 ist weiter zu verstehen, als der 

baurechtliche Begriff der Nebenanlage, der auf ein Unterordnungsverhältnis abstellt und 

z.B. Garagen als Hauptanlagen betrachtet. Insbesondere Garagen dürfte der 
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Gesetzgeber jedoch im Sinn gehabt haben, als er den räumlichen Anwendungsbereich 

auf Nebenanlagen erstreckte. Aus der Formulierung „Wohngebäuden oder 

Nebenanlagen“ ergibt sich, dass Anlagen gemeint sind, die zwar selber nicht zum 

Wohnen bestimmt sind, aber mit Wohngebäuden in einem Zweckzusammenhang 

stehen. Aus dem Sinn und Zweck der Regelung ergibt sich, dass die Anlagen als mögliche 

Stromabnahmestellen in Betracht kommen müssen. Daher stimmt der VKU dem 

Hinweisentwurf der Clearingstelle EEG|KWKG vom 23.02.2018 zu, dass z.B. Garagen, 

Carport, Fahrradabstellplätze, Ladesäulen, Ver- und Entsorgungseinrichtungen des 

Gebäudes, Müllsammelstellen, Beleuchtungseinrichtungen, Schuppen, Haustierställe, 

Gewächshäuser, Garten- und Baumhäuser, Kinderspielplätze, Schwimmbäder, Saunen, 

heimwerklich genutzte Werkstätten, Funktionsräume der Hausmeisterei und 

Wäschetrockenplätze zweifellos von dem Begriff der Nebenanlagen i. S. v. § 21 Abs. 3 

Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 erfasst sind. 

 

 

5. Unter welchen Voraussetzungen dienen mindestens 40% der Fläche eines Gebäudes 

dem Wohnen i. S. v. § 21 Abs. 3 Satz 2 EEG 2017? Wie ist dieser Wert im Einzelfall zu 

ermitteln? 
 
Der VKU unterstützt die von der Clearingstelle EEG|KWKG im Hinweisentwurf vom 
23.02.2018 vorgeschlagene gestufte Verfahrensweise. Insbesondere sollte ein 
detaillierter Nachweis nur ausnahmsweise dann erforderlich sein, wenn nicht bereits der 
erste Anschein dafür spricht, dass 40 % der Fläche dem Wohnen dienen. 


